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Bildungspolitik und Beschäftigungsstruktur
Eine Replik

Reimut Jochimsen, Bonn

Im vorletzten Heft veröffentlichten wir einen Beitrag von Prof. Dr. Armin Hegelheimer über „Bildungs­
politik und Beschäftigungsstruktur“  1). Kritische Einwände gegen Hegelheimers Analyse kommen vom 
Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, Prof. Dr. Jochimsen.

BILDUNGSPOLITIK

Der Aufsatz Hegelheimers ist in der Rubrik 
„Wissenschaft für die Praxis“ erschienen. Das 

begründet den Anspruch, in der Praxis verwert­
bare Ergebnisse zu präsentieren. In dieser Hin­
sicht sind jedoch einige Zweifel anzumelden.

Hegelheimer weist mit Recht auf die Folgen einer 
zunehmenden „Gymnasialisierung“ und auf die 
Problematik hin, die durch die wechselseitigen 
Beziehungen zwischen „Aufstiegsdurchlässigkeit“ 
im Beruf und Durchlässigkeit im Bildungswesen 
besteht. Der Satz „Gerade als Folge der Bildungs­
expansion in Gymnasien und Hochschulen steigt 
damit das Arbeitsmarktrisiko der geringer qualifi­
zierten Arbeitskräfte“ ist dann aber hinsichtlich 
der praktisch-politisch zu ziehenden Schlußfolge­
rungen so offen formuliert, daß mancher dahinter 
den Rat zum Abbau dieser Bildungsexpansion, zur 
Rückkehr zur Bildungsstruktur etwa der 50er Jahre 
vermuten könnte.

Hegelheimer legt eine Bestandsaufnahme vor, die 
Anlaß zu kritischen Einwänden gibt. Ausgangs­
punkt seiner Analyse ist die These, „die Bil­
dungspolitik“ —  und auch gleich noch „die insti­
tutionalisierte Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ 
—  folge der Konzeption einer prinzipiellen und 
bewußten Entkoppelung von Bildungs- und Be­
schäftigungssystem. Diese These ist nicht nur un­
zutreffend —  mit Sicherheit ist sie falsch für die 
Bildungspolitik der Bundesregierung — , sondern

•) A rm in H e g e l h e i m e r :  B ild u n g sp o litik  und Beschäftigungs­
struktur, in : WIRTSCHAFTSDIENST, 56. Jg. (1976), H. 3, S. 152 ff.
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sie ist auch eher geeignet, Probleme zu verdek- 
ken als offenzulegen. Hegelheimer selbst führt 
aus: „Es besteht im Beschäftigungssystem ein 
gewisser Widerspruch zwischen den mittelfristigen 
und den langfristigen Anforderungen an die Quali­
fikation der Arbeitskräfte“ . Dies ist das eigent­
liche Problem, wobei hinzuzufügen ist, daß die 
Feststellung nicht nur hinsichtlich der Qualitäten, 
sondern auch der Quantitäten gilt.

Es geht also nicht um einen Prinzipienstreit über 
Ja oder Nein zur Entkoppelung, sondern es geht 
darum, wie denn nun Bildung und Bedarf —  der 
im übrigen nicht nur aus ökonomisch-technischen 
Entwicklungslinien abzuleiten ist —  zu koppeln 
sind.

Von einer „Tabuisierung der Bedarfsforschung“ 
zu sprechen, ist schlechthin widersinnig, wenn 
allein mit Förderung durch die Bundesregierung 
in den letzten Jahren Bedarfsprognosen für Fach­
richtungen vorgelegt worden sind, in denen 80%  
aller Studenten studieren. Auch die Arbeiten des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit sollten nicht einfach 
aus dem Blickfeld geraten. Kritisch zu beurteilen 
ist sicherlich die noch überwiegende quantitative 
Ausrichtung der Bedarfsprognosen; die Qualifi­
kationsforschung im engeren Sinne steckt noch in 
den Anfängen. Dies ist aber nicht eine Folge einer 
angeblichen „Tabuisierung“ , sondern eines noch 
unzureichenden Forschungspotentials.

Die Widersprüchlichkeit von Hegelheimers Ana­
lyse läßt sich auch an den Stichworten „Akade­
mikerproletariat“ und „Duales System“ nachwei- 
sen. Der Autor spricht einerseits kritisch vom 
„stereotyp verwandten Argument von der gerin­
gen Arbeitslosigkeit der Akademiker“ . Hinsicht­
lich der Bewertung der Arbeitsmarktstatistiken 
hierzu kann man seine Skepsis durchaus teilen. 
Er sagt aber an anderer Stelle: „Langfristig 
(dürfte) die Gefahr eines akademischen Prole­
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BILDUNGSPOLITIK

tariats auch geringer als die Gefahr des Entste­
hens eines ’neuen nicht-akademischen Proleta­
riats' sein“ , weil nämlich „Arbeitslosigkeit nach 
unten verdrängt wird.“ Die Frage muß erlaubt sein, 
was denn nun gelten und an welchem Teil der 
Analyse sich die Praxis orientieren soll. Und 
gerade mit Blick auf die nächsten zehn Jahre muß 
die Frage erlaubt sein, wo denn Herr Hegelhelmer 
alternative Ausbildungsangebote für alle die sieht, 
die nach seiner Auffassung zuviel an den Hoch­
schulen sind —  ohne daß auch und gerade die 
„Ausbildungslosigkelt“ nach unten verdrängt wird.

Zur Entwicklung des dualen Systems wird der 
Fünfte Entwurf des Bildungsgesamtplans kritisiert, 
der „einen Rückgang des dualen Systems von 
57% der entsprechenden Altersjahrgänge im 
Jahre 1970 auf 37 %  im Jahre 1985 prognostiziert“ 
und quasi eine Politik der gesteuerten Auflösung 
des dualen Systems konzipiert habe.

Ein Blick auf die Tatsachen ist hier hilfreich. Der 
Bildungsgesamtplan prozentuiert auf die Schüler­
zahl in der Oberstufe, nicht auf Jahrgänge. Er 
projiziert einen Rückgang des Anteils des dualen 
Systems von 63,1 %  im Jahre 1970 auf 50— 48%  
im Jahre 1985, also einen Rückgang um etwa ein 
Fünftel. Im dualen System wurden 46,3% der 15- 
bis unter 19jährigen im Jahre 1960, 42,3 %  im 
Jahre 1970 und 38,9% im Jahre 1975 ausgebildet. 
Bezogen auf die Altersjahrgänge ist also während 
der letzten 15 Jahre der Anteil des dualen Systems 
um ein Sechstel zurückgegangen; der Rückgang 
bezogen auf die Schülerzahlen ist stärker, weil 
die vollzeitschulische Ausbildung im Durchschnitt 
länger dauert. Man mag beklagen, daß zu wenig 
geschieht, um diesen Trend aufzuhalten. Besser 
wäre es, die Anstrengungen für eine finanzielle 
Absicherung der betrieblichen Ausbildung und für 
den Ausbau des beruflichen Schulwesens durch 
die Länder zu unterstützen.

Daß die im Berufsbildungsgesetz konzipierte Fi­
nanzierungsregelung zu „Berufsfehllenkungen“ 
führen kann, „sofern die Betriebe nicht vorrangig 
für den berufsspezifischen Bedarf, sondern in 
erster Linie wegen der Zuschußgewährung aus­
bilden“ , ist so sicherlich richtig. Es kann aber 
kaum als Argument gegen die Finanzierungs­
regelung angeführt werden, wenn man weiß, daß 
in den Berufen, in denen seit Jahrzehnten fast un­
verändert zwei Drittel der männlichen Jugend­
lichen ausgebildet werden, nur ein Drittel der 
männlichen Erwerbspersonen arbeitet. In den Be­
rufen, in denen neun Zehntel der weiblichen Ju­
gendlichen ausgebildet werden, arbeiten nur 30%  
der weiblichen Erwerbstätigen. Der angebliche 
Vorsprung des dualen Systems in der Bedarfs- 
Orientierung vor den Bildungsgängen in Schulen 
und Hochschulen ist nichts als eine Fabel.

Einleitend zu dem Beitrag von Hegelheimer wird 
die „Bildungspolitische Zwischenbilanz“ des Bun­
desministers für Bildung und Wissenschaft zitiert. 
Sie beschäftigt sich ausführlich mit Fragen des 
Zusammenhangs von Bildungs- und Beschäfti­
gungssystemen und enthält eine Darstellung der 
Schlußfolgerungen, die aus unserer Sicht aus den 
vorliegenden Erkenntnissen zu ziehen sind. Die 
Zwischenbilanz geht davon aus, daß einerseits mit 
Wehklagen über „Gymnasialisierung“ oder die 
„Dominanz von Zertifikaten über die Leistung“ 
nichts gewonnen ist und daß andererseits jeder 
Versuch, die Bildungsexpansion zurückzudrehen, 
sozialpolitisch nicht zu verantworten und überdies 
zum Scheitern verurteilt wäre. Nicht Abbau, son­
dern Umbau muß die Devise sein. Es muß deshalb 
darum gehen, Ungleichgewichte zwischen den Bil­
dungswesen abzubauen und darauf hinzuwirken, 
daß die verschiedenen Wege zu realen Alter­
nativen für Berufs- und Lebenschancen werden. 
Das heißt, daß die Hauptschule inhaltlich und in 
der Ausstattung mit Vorrang verbessert werden 
und letztlich mit den neustrukturierten Bildungs­
gängen der Mittelstufe in die Gesamtschule mün­
den muß. Das heißt, die berufliche Bildung quan­
titativ und qualitativ aufzubauen und nicht ihre 
Qualität zu senken, weil dann vorgeblich mehr 
Ausbildungsplätze bereitgestellt würden. Das 
heißt, den Trend zu immer längerer Erstausbildung 
zu stoppen und statt dessen mehr Raum für Wei­
terbildung zu schaffen. Das heißt, Qualifikationen 
zu vermitteln, die nicht einfach an den Anforderun­
gen des ersten Arbeitsplatzes orientiert sind, son­
dern vielfältig und langfristig verwertbare Kennt­
nisse und Fähigkeiten beinhalten. Dann kann an 
die Stelle von Umschulung künftig Zusatzausbil­
dung treten. Das heißt, anstatt Rechnungen mit 
„gleichbleibenden Einkommensrelationen“ zwi­
schen Hochschulabsolventen und anderen Er­
werbstätigen anzustellen, deutlich zu machen, daß 
ein Studium künftig nicht mehr als Garantie für 
Status und Einkommen angesehen werden kann. 
Das heißt schließlich für die kommenden Jahre, 
die Kapazitäten aller Bildungseinrichtungen —  
auch der Hochschulen —  voll zu nutzen, damit 
nicht die schwierigen Beschäftigungsprobleme der 
kommenden Jahre einseitig nur zu Lasten einzel­
ner Bevölkerungsgruppen gehen oder ein Dequali- 
fikationsprozeß für die nachwachsende Generation 
eingeleitet wird, der ökonomisch kurzsichtig und 
gesellschaftspolitisch unerwünscht wäre.

Die Krise der Bildungspolitik besteht letztlich dar­
in, daß das Konzept der Expansion unveränderter 
Strukturen an seine Grenze gestoßen ist. Eine 
Krise der Bildungsforschung müßte entstehen, 
wenn sie in der Analyse unscharf und im Rat ver­
schwommen bliebe.
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